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Wirtschaft

Lohn fürdasLernen
Wie der Staat zumEinstieg in Aus- undWeiterbildung animierenmöchte

MECHTHILD HENNEKE

D ie Betriebe in Deutsch-
land suchen händerin-
gend nach Nachwuchs-
kräften, doch viele

Schüler scheuen den Einstieg in
eine Lehre. Die Bundesregierung
versucht, die Bedingungen für Aus-
zubildende zu verbessern. Die
wichtigsten Angebote.

Ausbildung: Die kürzlich einge-
führteMindestvergütung fürAuszu-
bildende soll Lehrberufe attraktiver
machen. Ab diesem Jahr müssen
Azubis bei Antritt der Ausbildung
mindestens 515 Euro erhalten. Das
unterstützt vor allem Jugendliche,
die Handwerksberufe wie Bäcker
oder Friseurwählen,wodie Lehrge-
hälter bisher niedriger waren.

Tarifverträge haben Vorrang vor
der Mindestvergütung. In einigen
Branchen liegen die Ausbildungs-
gehälter mit 800 bis 1000 Euro über
der Mindestvergütung, zum Bei-
spiel im Bauwesen oder in der Me-
tall- und Elektroindustrie. Diese
Vereinbarungenbleibenunberührt.

Es gibt allerdings eine Ein-
schränkung: Die Mindestvergütung
gilt nicht fürBerufewieErzieher, die
von den Ländern geregelt werden.
Sie gilt auch nicht für die meisten
Berufe in Gesundheit und Pflege,
denn das Berufsbildungsgesetz fin-
det dort keine Anwendung.

Teilzeitausbildung: Ab sofort kön-
nen Auszubildendemit dem Betrieb
absprechen,dasssie täglichoderwö-
chentlich Stunden reduzieren. Das
war bisher nur für Personen mit be-
sonders guten Leistungen möglich.
Diese Regelung ist für alle attraktiv,
dienebenderAusbildungnochGeld
verdienen oder Kinder betreuen
müssen. AuchMenschenmit Behin-
derung oder Lernbeeinträchtigun-
gen können so leichter in eine Aus-
bildung einsteigen.

Freistellung für erwachseneAzubis:
Wer sich erst als Erwachsener ent-
schließt, eine Ausbildung zu ma-
chen, hatte es in der Vergangenheit
schwer, fürdieBerufsschulevomBe-
trieb freigestellt zuwerden. Ab sofort
können auch Erwachsene die Schul-
bank drücken, wenn mehr als fünf
Unterrichtsstunden am Tag ange-
setzt sind.

Bafög in der Ausbildung: Wer eine
schulische Ausbildung absolviert
und von den Eltern keine oder nur
wenig finanzielle Unterstützung er-
hält, hat Anspruch auf Schüler-
Bafög. Es gibt rund 130 schulische
Ausbildungen: Gesundheits- und
soziale Berufe, IT- oder gestalteri-
sche Berufe können erlernt werden,
vom Altenpfleger bis zum Erzieher.
Die Höhe der Förderung ist indivi-
duell und beträgt maximal 832
Euro. Der Höchstbetrag wird dann
bezahlt, wenn ein Schüler nicht
mehr bei den Eltern wohnt und den

Kranken- und Pflegeversicherungs-
zuschlag erhält, der 109 Euro be-
trägt. Wer ein eigenes Kind betreut,
kann zudem einen Kinderbetreu-
ungszuschlag von bis zu 150 Euro
monatlich beantragen. Der größte
Vorteil: Das Schüler-Bafög muss
nicht zurückgezahlt werden.

SASCHA JAECK

ONLINE-FORMULARE

Informationen zu neuen Be-
stimmungen rund um die Aus-
bildung gibt es unter www.die-
duale.de

Die Seite www.bafög.de ist
die offizielle Seite des Bun-
desministeriums für Forschung

und Bildung zum Thema. Hier
sind alle Infos inklusive der
Antragsformulare gebündelt.

Über Weiterbildungen in-
formiert www.aufstiegs-
bafög.de. Dort finden sich
auch Berichte über erfolgrei-

che Absolventen von Weiter-
bildungen, die Aufstiegs-Bafög
bezogen haben.

Auf der Seitewww.bmbf.de
klärt dasMinisterium unter dem
Stichwort „Begabtenförderung“
über Stipendien auf.

Altersgrenze fürs Schüler-Bafög:
Die Altersgrenze für Schüler-
Bafög liegt bei 30 Jahren. Ein Aus-
zubildender darf bei Ausbildungs-
beginn maximal 29 Jahre alt sein.
Es gibt aber Ausnahmen von die-
ser Einschränkung, etwa für Per-
sonen mit Kind.

Förderung für Nicht-Deutsche: Aus-
ländererhaltenFörderung,wennein
Elternteil oder der Ehepartner Deut-
scher ist. Auch EU-Ausländer be-
kommen Bafög. Grundsätzlich be-
steht für Ausländer in schulischer
Ausbildung ein Anspruch, wenn sie
eine Bleibeperspektive haben und
integriert sind.

Weiterbildung: Das Aufstiegs-Bafög
fördert unabhängig vom Alter die
Vorbereitung auf mehr als 700 Fort-
bildungsabschlüsse. Zum 1. August
dieses Jahres traten neue Gesetzes-
regelungen in Kraft. Die größte Ver-
besserunggibtesbeidenUnterhalts-
kosten. Fachkräfte, die sich in Voll-
zeit fortbilden, erhalten bis zu 892
Euro Unterstützung zum Lebens-
unterhalt als Vollzuschuss. Sie müs-
sendiesesGeldnicht zurückzahlen.

Fortbildungskosten: Bei den Fort-
bildungskosten liegt der Zuschuss-
anteil für die Lehrgangs- und Prü-
fungsgebühren, inklusive Meister-
stück, bei 50 Prozent. Für den ver-
bleibendenTeil derKostenkannein
zinsgünstiges Darlehen in An-
spruch genommen werden. Geför-
dert werden Vollzeit- und Teilzeit-
maßnahmen sowie Fernlehrgänge
oder mediengestützte Maßnah-
men. Bei einer erfolgreichen Ab-
schlussprüfung werden 50 Prozent
des Darlehens erlassen. Kommt es
zu einer anschließenden Unterneh-
mensgründung,muss das Darlehen
nichtmehr zurückgezahlt werden.

Familienförderung: Die Unterhalts-
förderung für Menschen in Weiter-
bildungwurde erhöht und zueinem
Vollzuschuss ausgebaut. Verheira-
tete mit zwei Kindern bekommen
beispielsweise bis zu 1597 Euro.

Stipendien:Wer gut lernt, wird vom
Staat belohnt – mit Stipendien. Das
Bildungsministerium unterstützt
Menschen, die schon im Beruf ste-
hen,mit zwei Förderprogrammen:

Das Weiterbildungsstipendium
richtet sich an talentierte Fachkräfte
unter 25 Jahren, die bereits ihre be-
rufliche Ausbildung abgeschlossen
haben.Mit seinerHilfe könnenWei-
terbildungsmaßnahmen finanziert
werden. Die Förderung umfasst Zu-
schüsse in Höhe von maximal 8100
Euro, verteilt auf drei Förderjahre.
Die Weiterbildung muss berufsbe-
gleitend durchgeführt werden

Das Aufstiegsstipendium soll
einen Anreiz schaffen, ein Studium
aufzunehmen. Es richtet sich an
Menschen im Beruf, die herausra-
gende Leistungen erbringen. Für
Studierende im Vollzeitstudium be-
trägt das Stipendiummonatlich 853
Euro sowie 80 Euro Büchergeld. Zu-
sätzlich wird eine Betreuungspau-
schale für Kinder gewährt. Die För-
derung erfolgt einkommensunab-
hängig und für die gesamte Dauer
des Studiums. Studierende in
einem berufsbegleitenden Studien-
gang erhalten jährlich 2700 Euro.

Todeines Spitzels
DNA bestätigt: Leiche in brennendemAutowar VW-Mitarbeiter

Nach dem Fund einer Leiche in
einem brennenden Auto in

Rottorf (Landkreis Helmstedt) steht
fest, dass es sich um denmutmaßli-
chen konzerninternen Spitzel in der
VW-Abhöraffäre handelt. Die DNA-
Analyse habe ergeben, dass es der
Halter des Fahrzeugs sei, sagte
Staatsanwältin Julia Meyer am
Samstag. Meyer sagte, die Staatsan-
waltschaft gehe bei ihrenErmittlun-
gen vonSelbstmordaus.DieErmitt-
lungen dahingehend seien aber
nochnicht abgeschlossen. Angaben
zur Identität des Toten machte die
Staatsanwaltschaft nicht.

VW zeigte sich bestürzt und tief
betroffen von der Nachricht. „Über
die Hintergründe der Geschehnisse

gibt es nach unserer Kenntnis bis-
lang keine gesicherten Informatio-
nen“, erklärte das Unternehmen
weiter. Volkswagen sei überzeugt,
dass die ermittelnden Behörden die
Umstände, die zu dem tragischen
Vorfall geführt hätten, umfassend
untersuchen würden. „Spekulatio-
nen sind absolut unangebracht. So-
fern möglich, werden wir selbstver-
ständlich zur Aufklärung der Hin-
tergründe beitragen“, hieß es.

Die Staatsanwaltschaft Braun-
schweig hatte zuvor erklärt, bei
ihren Ermittlungen Hinweisen über
einen möglichen Zusammenhang
zwischendemLeichenfundundder
VW-Abhöraffäre nachzugehen. Lo-
kale Medien hatten berichtet, bei

Abhöraffäre gibt, hüllt sich aber
auch dazu in Schweigen. „Darüber
hinaus machen wir aktuell keine
weiteren Angaben, auch zu dem
Brandverfahren des Hauses und
dem 'Abhörverfahren' nicht“, er-
klärte die Staatsanwaltschaft.

Prevent und Volkswagen liegen
seit Jahren vor Gerichten im Clinsh.
Seinen Ausgang nahm der Streit
2016, als die zu Prevent gehörenden
Töchter ES Guss und Car Trim die
Lieferung von Sitzteilen und Getrie-
begehäusen einstellten, um höhere
Preise durchzusetzen. Wegen feh-
lender Teilemusste VWdie Produk-
tion damals in sechs deutschen
Werken vorübergehend ruhen las-
sen. (BLZ,mit Reuters)

dem Toten handele es sich um
einen VW-Mitarbeiter, der im Ver-
dacht steht, vertrauliche Bespre-
chungen bei VW mitgeschnitten zu
haben. Bei den Besprechungen soll
es um die Strategie gegangen sein,
mit der sich Volkswagen von sei-
nem ungeliebten Lieferanten Pre-
vent trennenwollte.

Der Tote war Anfang vergangene
Woche in einem ausgebrannten
Wagen im Landkreis Helmstedt ge-
funden worden. Im Zusammen-
hang mit dem Todesfall wird nach
Angaben der Strafverfolger auch ein
Brandanschlag auf ein Wohnhaus
im Mai untersucht. Die Ermittler
versuchen herauszufinden, ob und
welche Verbindungen es mit der

Gemeinsame
EU-Schulden

bleiben
Olaf Scholz: Ein echter

Fortschritt

Die im Zuge der Corona-Krise
vereinbarte gemeinsame

Schuldenaufnahme in Europa ist
nach Ansicht von Bundesfinanzmi-
nister Olaf Scholz keine krisenbe-
dingte Eintagsfliege. „Der Wieder-
aufbaufonds ist ein echter Fort-
schritt fürDeutschlandundEuropa,
der sich nicht mehr zurückdrehen
lässt“, sagte der SPD-Kanzlerkandi-
dat den Funke-Zeitungen.

Die EU nehme erstmals gemein-
same Schulden auf, setze diese ge-
zielt gegen die Krise ein und ver-
pflichte sich zugleich, bald mit der
Rückzahlung zu beginnen: „All das
sind tiefgreifende Veränderungen,
vielleicht die größten Veränderun-
gen seit Einführung des Euro“,
unterstrich Scholz.

Die Staats- und Regierungschefs
der 27 Mitgliedsländer hatten sich
vor einem Monat auf ein Corona-
Krisenprogramm im Umfang von
750 Milliarden Euro geeinigt. 390
Milliarden Euro sollen als direkte
Zuschüsse und 360 Milliarden Euro
als Kredite gewährt werden. Außer-
dem wird die EU-Kommission erst-
mals europäische Schulden an den
Finanzmärkten aufnehmen, die bis
2058 zurückgezahlt werden sollen.

Deutschlandhatte sich jahrelang
gegen eine gemeinsame Schulden-
aufnahme und Finanzspritzen an
überschuldete Länder wie Italien
und Spanien gestemmt. Angesichts
der Corona-Pandemie hattenKanz-
lerin Angela Merkel (CDU) und Fi-
nanzminister Scholz dann aber in
enger Abstimmung mit Frankreich
einen Kursschwenk vollzogen.

Scholz betonte, nun werde
zwangsläufig auch über gemein-
same Einnahmen der EU zu spre-
chen sein, was die Handlungsfähig-
keit der Europäischen Union ver-
bessern könnte. „Das kann schnell
relevant werden. Wenn der Ret-
tungsfonds zurückgezahlt werden
muss, sollte das nicht zu Lasten des
normalen EU-Haushalts gehen.“
Deshalb seien eigene EU-Einnah-
men sinnvoll, etwa durch denEmis-
sionshandel im Schiffs- und Luft-
verkehr, beiderBesteuerungvonFi-
nanztransaktionen oder digitalen
Plattformen.

Umbei künftigenKrisenundHe-
rausforderungen schneller hand-
lungsfähig zu sein, forderte der Fi-
nanzminister eine Reform der Ab-
stimmungsregeln in den EU-Räten.
„Die EU braucht die Möglichkeit,
gemeinsam zu handeln. Dafür
braucht es aber qualifizierte Mehr-
heitsentscheidungen bei der
Außen-, Fiskal- oder Steuerpolitik
statt demZwang zurEinstimmigkeit
in den EU-Räten.“

Ein zweiter Lockdown in der Co-
rona-Krise wäre aus Sicht des Chefs
der „Wirtschaftsweisen“, Lars Feld,
katastrophal für dieWirtschaft. Feld
sagte der Deutschen Presse-Agen-
tur: „Wenn sich eine Beschleuni-
gung zeigen sollte und die Infektio-
nen weiter um sich greifen, dann
droht ein zweiter Lockdown. Das
wäre wirtschaftlich gesehen eine
Katastrophe. Es besteht dann die
Gefahr einer dauerhaften Abschwä-
chung desWachstums.“ Ein zweiter
Lockdown würde zu Unterneh-
mens-Pleiten führen. (dpa)

In der EU dürfte es auch künftig gemein-
same Schulden geben. IMAGO IMAGES

Verlängerung
der

Corona-Hilfen
Entscheidung im

Koalitionsausschuss

Am Dienstag werden im Koali-
tionsausschuss von Union und

SPD vermutlich weitere Corona-
Hilfen für die deutsche Wirtschaft
beschlossen. Bundeswirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier (CDU) will
eine Verlängerung der Überbrü-
ckungshilfen für denMittelstandbis
Ende des Jahres. Das erfuhr die
Deutsche Presse-Agentur aus dem
Bundeswirtschaftsministerium.
Arbeitsminister Hubertus Heil
(SPD) wird nach einem Medienbe-
richt vorschlagen, die Aufstockung
des Kurzarbeitergeldes und die
Übernahme der Sozialversiche-
rungsbeiträge bis März 2022 zu ver-
längern.

Gerade der Mittelstand und
seine Beschäftigten bräuchten wei-
terhin dringend Hilfe, um die
schwierige Zeit zu überstehen, hieß
es aus demWirtschaftsministerium.
Die staatlichen Überbrückungshil-
fen laufen bisher bis Ende August.
Die Antragsfrist war bis Ende Sep-
tember verlängert worden, also sind
Zahlungen auch rückwirkend mög-
lich. Für die Zuschüsse an die Fir-
men hat der Bund 25 Milliarden
Euro eingeplant. Unterstützt wer-
den sollen vor allemkleine undmit-
telständische Firmen aus Branchen
wie der Reisewirtschaft, demHotel-
und Gaststättengewerbe oder den
Schaustellern, die weiter erhebliche
Umsatzeinbußen haben. Bisher
wurden bei den Überbrückungshil-
fen rund 38.000Anträge gestellt und
ein Fördervolumen von über 700
Millionen Euro beantragt, wie es im
Wirtschaftsministerium hieß. Da-
mit ist noch viel Geld aus dem Mil-
liardentopf nicht abgeflossen.

Die Antragszahlen stiegen täglich
an und würden gerade von kleinen
und mittleren Unternehmen stark
nachgefragt, hieß es. Rund 94 Pro-
zent der Anträge seien aktuell von
Unternehmenmit bis zu 49 Beschäf-
tigten gestellt worden. Rund 30 Pro-
zent der Anträge kämen aus dem
Hotel- und Gaststättengewerbe,
zehnProzent ausderReisewirtschaft
und weitere Anträge vor allem aus
demKulturbereich sowie der Veran-
staltungsbranche. Erstattet werden
fixe Betriebskosten bis zu einem Be-
trag von insgesamt 150.000 Euro
über drei Monate. Die Zuschüsse
müssennicht zurückgezahltwerden.

Beim Treffen der Koalitionsspit-
zen am 25. August wird voraussicht-
lich darüber beraten, die Höchstbe-
zugsdauerdesKurzarbeitergeldes zu
verlängern – von 12 auf 24 Monate.
Im Gespräch ist, damit eine Qualifi-
zierung der Beschäftigten zu verbin-
den. Wie die Bild am Sonntag unter
Berufung auf das ihr vorliegende
Papier aus dem Arbeitsministerium
meldet, soll das Kurzarbeitergeld
wegen der Corona-Krise bis März
2022 ausgezahlt werden. Auch die
Aufstockung des Kurzarbeitergeldes
solle bis dahin fortgesetzt werden.
Den Arbeitgebern sollten die Sozial-
versicherungsbeiträge für Kurz-
arbeiterbisMärz2021vollständig er-
stattet werden, ab April 2021 nur
noch zu 50 Prozent – es sei denn, die
Unternehmen bildeten Kurzarbeiter
weiter. In diesem Fall solle der Staat
die Beiträge bis März 2022 komplett
übernehmen. (dpa)

Bundeswirtschaftsminister Peter Alt-
maier IMAGO IMAGES




